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Verordnung 
vom 25. August 2015 

über die Abänderung der 
Pensionsfondsverordnung 

Aufgrund von Art. 7 Abs. 2, Art. 11 Abs. 3 und Art. 54 des Gesetzes 
vom 24. November 2006 betreffend die Aufsicht über Einrichtungen der 
betrieblichen Altersversorgung (Pensionsfondsgesetz; PFG), LGBl. 2007 
Nr. 11, verordnet die Regierung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Die Verordnung vom 12. Dezember 2006 zum Gesetz betreffend die 
Aufsicht über Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (Pensi-
onsfondsverordnung; PFV), LGBl. 2007 Nr. 16, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 7 Abs. 2 und 2a 

2) Die in Abs. 1 genannten Personen verfügen dann nicht über die 
persönliche Integrität, wenn: 
a) sie wegen einer strafbaren Handlung gegen fremdes Vermögen im 

Sinne des Strafgesetzbuches im liechtensteinischen oder einem aus-
ländischen Strafregister eingetragen sind; 

b) über sie ein Konkurs eröffnet worden ist oder wenn aus einem mehr 
als zehn Jahre zurückliegenden Konkurs noch unbefriedigte Gläubi-
gerrechte bestehen; 

c) sie Anordnungen oder Massnahmen der FMA wiederholt nicht Folge 
leisten; 
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d) Gründe vorliegen, die ihren guten Ruf als Geschäftsleute ernsthaft in 
Zweifel ziehen; oder 

e) Gründe vorliegen, die ihre Gewähr für eine einwandfreie Geschäfts-
tätigkeit ernsthaft in Zweifel ziehen. 

2a) Ist ein Strafverfahren wegen einer strafbaren Handlung gegen 
fremdes Vermögen oder ein Disziplinar- oder aufsichtsrechtliches Ver-
fahren gegen eine der in Abs. 1 genannten Person anhängig, kann die 
FMA das Bewilligungsverfahren im Sinne von Art. 74 LVG unterbre-
chen. 

Sachüberschrift vor Art. 18 

Aufsichtsrechtliche Eigenmittel 

Art. 18 Sachüberschrift und Abs. 2 

a) Grundsatz 

2) Für die Berechnung der Mindesthöhe der zusätzlichen Vermö-
genswerte sind die Art. 18a bis 18g anwendbar. 

Art. 18a 

b) Verfügbare Solvabilitätsspanne 

1) Einrichtungen nach Art. 11 Abs. 1 des Gesetzes haben stets eine 
mit Rücksicht auf den Gesamtumfang ihrer Geschäftstätigkeit ausrei-
chende verfügbare Solvabilitätsspanne bereitzustellen. 

2) Die verfügbare Solvabilitätsspanne besteht aus dem freien, unbelas-
teten Eigenkapital der Einrichtung abzüglich der immateriellen Werte; 
dazu gehören: 
a) das eingezahlte Kapital; 
b) die gesetzlichen und freien Reserven; 
c) der Gewinn- oder Verlustvortrag nach Abzug der auszuschüttenden 

Dividenden; und 
d) Rückstellungen für die künftige Überschussbeteiligung, soweit sie 

den Versicherungsnehmern und Begünstigten noch nicht zugeteilt 
worden sind. 
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3) Die verfügbare Solvabilitätsspanne wird um den Betrag der im 
unmittelbaren Besitz der Einrichtung befindlichen eigenen Aktien ver-
ringert. 

Art. 18b 

c) Weitere anrechenbare Bestandteile der Solvabilitätsspanne 

1) Die verfügbare Solvabilitätsspanne kann weitere Bestandteile nach 
Abs. 2 und 3 umfassen. 

2) Berücksichtigt werden können kumulative Vorzugsaktien und 
nachrangige Darlehen bis zu einer Höchstgrenze von 50 % des niedrige-
ren Betrags der verfügbaren Solvabilitätsspanne und der geforderten 
Solvabilitätsspanne; davon können höchstens 25 % auf nachrangige Dar-
lehen mit fester Laufzeit oder auf kumulative Vorzugsaktien von be-
grenzter Laufzeit entfallen, soweit bindende Vereinbarungen vorliegen, 
nach denen im Fall der Insolvenz oder der Liquidation der Einrichtung 
die nachrangigen Darlehen oder Vorzugsaktien hinter den Forderungen 
aller anderen Gläubiger zurückstehen und erst nach der Begleichung aller 
anderen zu diesem Zeitpunkt bestehenden Verpflichtungen zurückge-
zahlt werden. 

3) Wertpapiere mit unbestimmter Laufzeit und sonstige Instrumente, 
einschliesslich anderer als der unter Abs. 2 genannten kumulativen Vor-
zugsaktien, können berücksichtigt werden bis zu einer Höchstgrenze 
von 50 % des jeweils niedrigeren Betrags der verfügbaren Solvabilitäts-
spanne und der geforderten Solvabilitätsspanne für den Gesamtbetrag 
dieser Wertpapiere und der unter Abs. 2 genannten nachrangigen Darle-
hen, sofern sie folgende Kriterien erfüllen: 
a) sie dürfen nicht auf Initiative des Inhabers beziehungsweise ohne 

vorherige Genehmigung der FMA zurückgezahlt werden; 
b) der Emissionsvertrag muss der Einrichtung die Möglichkeit einräu-

men, die Zahlung der Darlehenszinsen zu verschieben; 
c) die Forderungen des Darlehensgebers an die Einrichtung müssen den 

Forderungen aller bevorrechtigten Gläubiger in vollem Umfang 
nachgeordnet sein; 

d) in den Dokumenten, in denen die Ausgabe der Wertpapiere geregelt 
wird, muss vorgesehen werden, dass Verluste durch Schulden und 
nicht gezahlte Zinsen ausgeglichen werden können, der Einrichtung 
jedoch gleichzeitig die Fortsetzung ihrer Tätigkeit ermöglicht wird; 
und 

e) es werden lediglich die tatsächlich einbezahlten Beträge berücksichtigt. 
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Art. 18c 

d) Zusätzliche Bedingungen für nachrangige Darlehen 

1) Für die Zwecke von Art. 18b Abs. 2 müssen die nachrangigen Dar-
lehen ausserdem die folgenden Bedingungen erfüllen: 
a) es werden nur die tatsächlich eingezahlten Mittel berücksichtigt; 
b) bei Darlehen mit fester Laufzeit muss die Ursprungslaufzeit mindes-

tens fünf Jahre betragen. Spätestens ein Jahr vor dem Rückzahlungs-
termin legt die Einrichtung der FMA einen Plan zur Genehmigung 
vor, aus dem hervorgeht, wie die verfügbare Solvabilitätsspanne er-
halten oder auf das bei Ende der Laufzeit geforderte Niveau gebracht 
wird, es sei denn, der Umfang, bis zu dem das Darlehen in die ver-
fügbare Solvabilitätsspanne einbezogen werden kann, ist innerhalb 
der zumindest fünf letzten Jahre vor Ende der Laufzeit allmählich 
verringert worden. Die FMA kann die vorzeitige Rückzahlung dieser 
Darlehen auf Antrag der emittierenden Einrichtung genehmigen, so-
fern deren verfügbare Solvabilitätsspanne nicht unter das geforderte 
Niveau sinkt; 

c) bei Darlehen ohne feste Laufzeit ist eine Kündigungsfrist von fünf 
Jahren vorzusehen, es sei denn, sie werden nicht länger als Bestand-
teile der verfügbaren Solvabilitätsspanne angesehen, oder für ihre 
vorzeitige Rückzahlung ist ausdrücklich die vorherige Zustimmung 
der FMA notwendig. Im letzteren Fall unterrichtet die Einrichtung 
die FMA mindestens sechs Monate vor dem vorgeschlagenen Rück-
zahlungszeitpunkt, wobei sie die verfügbare und die geforderte Sol-
vabilitätsspanne vor und nach der Rückzahlung angibt. Die FMA ge-
nehmigt die Rückzahlung nur, wenn die verfügbare Solvabilitäts-
spanne der Einrichtung nicht unter das geforderte Niveau abzusinken 
droht; 

d) die Darlehensvereinbarung darf keine Klauseln enthalten, wonach die 
Schuld unter anderen Umständen als einer Liquidation der Einrich-
tung vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin rückzahlbar wird; 
und 

e) die Darlehensvereinbarung darf nur geändert werden, wenn die FMA 
erklärt hat, dass sie keine Einwände gegen die Änderung hat. 
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Art. 18d 

e) Weitere zustimmungspflichtige Bestandteile der Solvabilitätsspanne 

1) Unter Vorlage entsprechender Nachweise kann auf Antrag der 
Einrichtung und mit Zustimmung der FMA die verfügbare Solvabilitäts-
spanne auch umfassen: 
a) die stillen Nettoreserven, die sich aus der Bewertung der Aktiven 

ergeben, soweit diese Reserven nicht Ausnahmecharakter haben; 
b) die Hälfte des nicht eingezahlten Teils des gezeichneten Kapitals, 

sobald der eingezahlte Teil 25 % des gezeichneten Kapitals erreicht, 
und zwar bis zu einer Höchstgrenze von 50 % der verfügbaren Sol-
vabilitätsspanne beziehungsweise der geforderten Solvabilitätsspanne, 
je nachdem welcher Betrag niedriger ist; 

c) den Differenzbetrag zwischen der un- oder nur teilweise gezillmerten 
und einer mit einem dem in der Prämie enthaltenen Abschlusskos-
tenzuschlag entsprechenden Zillmersatz gezillmerten mathematischen 
Rückstellung, wenn nicht oder zu einem unter dem in der Prämie 
enthaltenen Abschlusskostenzuschlag liegenden Zillmersatz gezill-
mert wurde. 

2) Der in Abs. 1 Bst. c genannte Betrag darf jedoch für sämtliche Ver-
träge, bei denen eine Zillmerung möglich ist, 3,5 % der Summe der Dif-
ferenzbeträge zwischen dem in Betracht kommenden Kapital der Tätig-
keiten "Leben" und "betriebliche Altersversorgung" und den mathema-
tischen Rückstellungen nicht überschreiten. Dieser Differenzbetrag wird 
aber gegebenenfalls um die nicht amortisierten Abschlusskosten gekürzt, 
die auf der Aktivseite erscheinen. 

Art. 18e 

Geforderte Solvabilitätsspanne 

1) Vorbehaltlich des Art. 18f bestimmt sich die geforderte Solvabili-
tätsspanne gemäss den eingegangenen Verbindlichkeiten nach Abs. 2 bis 5. 

2) Die geforderte Solvabilitätsspanne entspricht der Summe der bei-
den folgenden Ergebnisse: 
a) Das erste Ergebnis stellt den Betrag dar, der 4 % der mathematischen 

Rückstellungen aus dem Direktversicherungsgeschäft und aus dem 
aktiven Rückversicherungsgeschäft ohne Abzug des in Rückversiche-
rung gegebenen Anteils entspricht; dieser ist mit dem Quotienten zu 
multiplizieren, der sich für das letzte Geschäftsjahr aus dem Betrag der 
mathematischen Rückstellungen abzüglich des in Rückversicherung 
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gegebenen Anteils und dem Bruttobetrag der mathematischen Rück-
stellungen ergibt; dieser Quotient darf nicht niedriger als 85 % sein. 

b) Bei den Verträgen, bei denen das Risikokapital nicht negativ ist, stellt 
das zweite Ergebnis den Betrag dar, der 0,3 % des von der Einrich-
tung übernommenen Risikokapitals entspricht; dieser wird mit dem 
Quotienten multipliziert, der sich für das letzte Geschäftsjahr aus 
dem Risikokapital, das nach Abzug des in Rückversicherung oder 
Retrozession gegebenen Anteils bei der Einrichtung verbleibt, und 
dem Risikokapital ohne Abzug der Rückversicherung ergibt; dieser 
Quotient darf jedoch nicht niedriger als 50 % sein. Bei kurzfristigen 
Versicherungen auf den Todesfall mit einer Höchstlaufzeit von drei 
Jahren beträgt der Betrag 0,1 %. Bei solchen Versicherungen mit einer 
Laufzeit von mehr als drei und bis zu fünf Jahren beträgt er 0,15 %. 

3) Bei Kapitalisationsgeschäften nach Versicherungszweig 6 in der 
Lebensversicherung entspricht die geforderte Solvabilitätsspanne einem 
Betrag von 4 % der mathematischen Rückstellungen, der nach Abs. 2 
Bst. a berechnet wird. 

4) Bei Tontinengeschäften nach Versicherungszweig 5 in der Lebens-
versicherung entspricht die geforderte Solvabilitätsspanne einem Betrag 
von 1 % ihrer Vermögenswerte. 

5) Bei fondsgebundenen Versicherungen und Geschäften nach den 
Versicherungszweigen 3, 7 und 8 in der Lebensversicherung entspricht 
die geforderte Solvabilitätsspanne der Summe aus folgenden Beträgen: 
a) sofern die Einrichtung ein Anlagerisiko trägt, einem Betrag von 4 % 

der versicherungstechnischen Rückstellungen, der nach Abs. 2 Bst. a 
berechnet wird; 

b) sofern die Einrichtung zwar kein Anlagerisiko trägt, aber die Zuwei-
sung zur Deckung der Verwaltungskosten für einen Zeitraum von 
mehr als fünf Jahren festgelegt wird, einem Betrag von 1 % der versi-
cherungstechnischen Rückstellungen, der nach Abs. 2 Bst. a berechnet 
wird; 

c) sofern die Einrichtung kein Anlagerisiko trägt und die Zuweisung 
zur Deckung der Verwaltungskosten nicht für einen Zeitraum von 
mehr als fünf Jahren festgelegt wird, einem Betrag von 25 % der ent-
sprechenden, diesen Verträgen zurechenbaren Netto-
Verwaltungsaufwendungen im letzten Geschäftsjahr; 

d) sofern die Einrichtung ein Sterblichkeitsrisiko deckt, einem Betrag 
von 0,3 % des Risikokapitals, der nach Abs. 2 Bst. b berechnet wird. 
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Art. 18f 

Garantiefonds 

1) Ein Drittel der geforderten Solvabilitätsspanne bildet den Garan-
tiefonds. Dieser Fonds besteht aus den in Art. 18a Abs. 2 und 3, Art. 18b 
und 18c sowie, sofern die FMA ihre Zustimmung erteilt, aus den in Art. 
18d Abs. 1 Bst. a genannten Bestandteilen. 

2) Der Garantiefonds muss mindestens 3 Millionen Euro betragen. 

Art. 18g 

Geforderte Solvabilitätsspanne bei Zusatzversicherungen 

1) Bei zur Lebensversicherung abgeschlossen Zusatzversicherungen, 
insbesondere die Versicherung gegen Körperverletzung einschliesslich 
der Berufsunfähigkeit, die Versicherung gegen Tod infolge Unfalls sowie 
die Versicherung gegen Invalidität infolge Unfalls oder Krankheit, be-
rechnet sich die geforderte Solvabilitätsspanne entweder nach den jährli-
chen Prämien- oder Beitragseinnahmen oder nach der mittleren Scha-
densbelastung für die letzten drei Geschäftsjahre. 

2) Die geforderte Solvabilitätsspanne muss dem höheren der beiden 
in den Abs. 3 und 4 genannten Indizes entsprechen. 

3) Der Beitragsindex errechnet sich anhand des jeweils höheren Be-
trags der gebuchten oder der verdienten Bruttoprämien oder -beiträge. 
Die Berechnung ergibt sich aus Folgendem: 
a) es werden die gesamten, zum Soll gestellten Prämien- oder Beitrags-

einnahmen im Direktversicherungsgeschäft des letzten Geschäftsjahres, 
einschliesslich Nebeneinnahmen, zusammengerechnet; 

b) zu dieser Summe werden die im letzten Geschäftsjahr aus Rückversi-
cherung übernommenen Beiträge addiert; 

c) hiervon wird der Gesamtbetrag der im letzten Geschäftsjahr stornier-
ten Prämien oder Beiträge sowie der Gesamtbetrag der auf die zu-
sammengerechneten Beitragseinnahmen entfallenden Steuern und 
Gebühren abgezogen; 

d) der sich ergebende Betrag wird in zwei Stufen unterteilt, wobei die 
erste Stufe bis 50 Millionen Euro reicht und die zweite Stufe den dar-
überliegenden Betrag umfasst; die Prozentsätze 18 % der ersten Stufe 
und 16 % der zweiten Stufe werden zusammengerechnet; 

e) die so erhaltene Summe wird multipliziert mit dem Quotienten, der 
sich für das betreffende Unternehmen für die letzten drei Geschäfts-
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jahre aus den Eigenbehaltschäden nach Abzug der im Rahmen der 
Rückversicherung einforderbaren Beträge und der Bruttoschadenbelas-
tung ergibt. Dieser Quotient darf jedoch nicht niedriger als 50 % sein. 

4) Der Schadensindex wird wie folgt berechnet: 
a) alle Erstattungsleistungen, die für Schäden im Direktversicherungsge-

schäft im Laufe der in Abs. 1 genannten Zeiträume gezahlt wurden, 
ohne Abzug derjenigen Schäden, die zu Lasten der Rückversicherer 
und Retrozessionare gehen, werden zusammengerechnet; 

b) zu dieser Summe wird der Betrag der Erstattungsleistungen addiert, 
der für in Rückversicherung oder in Retrozession übernommene 
Verpflichtungen im Laufe der gleichen Zeiträume gezahlt worden ist; 
ferner kommt der Betrag der Rückstellungen für noch nicht abgewi-
ckelte Versicherungsfälle hinzu, der am Ende des letzten Geschäfts-
jahres sowohl für Direktgeschäfte als auch für in Rückversicherung 
übernommene Verpflichtungen gebildet worden ist; 

c) davon abgezogen wird der Betrag der im Laufe der in Abs. 1 genannten 
Zeiträume aus Rückgriffen erzielten Einnahmen; 

d) abgezogen wird ferner der Betrag der Rückstellungen für noch nicht 
abgewickelte Versicherungsfälle, der zu Beginn des zweiten Ge-
schäftsjahres, das dem letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr vorher-
geht, gebildet worden ist, und zwar sowohl für Direktgeschäfte als 
auch für in Rückversicherung übernommene Verpflichtungen; 

e) ein Drittel des so gebildeten Betrags wird in zwei Stufen unterteilt, 
wobei die erste Stufe bis 35 Millionen Euro reicht und die zweite Stufe 
den darüberliegenden Betrag umfasst; die Prozentsätze 26 % der ersten 
Stufe und 23 % der zweiten Stufe werden zusammengerechnet; 

f) die so erhaltene Summe wird multipliziert mit dem Quotienten, der 
sich für das betreffende Unternehmen für die letzten drei Geschäfts-
jahre aus den Eigenbehaltschäden nach Abzug der im Rahmen der 
Rückversicherung einforderbaren Beträge und der Bruttoschadenbelas-
tung ergibt. Dieser Quotient darf jedoch nicht niedriger als 50 % sein. 

5) Ist die nach den Abs. 2, 3 und 4 berechnete Solvabilitätsspanne 
niedriger als die geforderte Solvabilitätsspanne des Vorjahres, so muss sie 
wenigstens dem Betrag der geforderten Solvabilitätsspanne des Vorjah-
res, multipliziert mit dem Quotienten aus dem jeweiligen Betrag der 
versicherungstechnischen Rückstellungen für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle am Ende und zu Beginn des letzten Geschäftsjahres, 
entsprechen. Bei der Berechnung der versicherungstechnischen Rückstel-
lungen wird die Rückversicherung ausser Betracht gelassen; der Quotient 
darf jedoch in keinem Fall höher als 1 sein. 
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II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2009/138/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 
betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 
Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (EWR-Rechtssammlung: 
Anh. IX - 1.01). 

III. 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Dr. Thomas Zwiefelhofer 
Regierungschef-Stellvertreter 
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